
 

 

 
 
 
 

Entwurf 
 

Schriftliche Festsetzungen 
 

zum Bebauungsplan „Sandäcker“, 
Stadt Rauenberg, Gemarkungen Rauenberg/Rotenberg 
 
 
Planungsstand : Beschluss zur Offenlage, 04.07.2023 
 
 
 
 

A Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB) 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1. BauGB) 
 
1.1. Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO) 
 
1.1.1 Allgemein zulässige Nutzungen 
 
Im „Allgemeines Wohngebiet“ sind gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO die im § 4 Abs. 2 Ziffer 3 BauNVO genannten 
„Anlagen für kirchliche, kulturelle und sportliche Zwecke“ nur ausnahmsweise zugelassen. 
Demgegenüber sind „Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke“ allgemein zulässig. 
 
1.1.2 Ausnahmsweise zulässige Nutzungen 
 
Im „Allgemeines Wohngebiet“ sind gemäß § 1 Abs. 6 Ziffer 1. BauNVO die im § 4 Abs. 3 Ziffern 4. und  
5. BauNVO genannten Nutzungen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
und damit unzulässig. 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1. BauGB) 
 
2.1. Traufhöhen 
 
Der Bebauungsplan formuliert maximal zulässige Traufhöhen. Diese Angaben sind dem zeichnerischen Teil 
zu entnehmen. 
Die Traufhöhe ist definiert als der Schnittpunkt des aufgehenden Außenmauerwerkes mit der äußeren Dach-
haut. Das Maß wird in der Gebäudemitte gemessen. Als Bezugspunkt gilt die Mittelachse der angrenzenden 
Verkehrsfläche mit einer Erschließungsfunktion für das jeweilige Grundstück. 
Grenzen an mehreren Stellen eines Grundstückes Verkehrsflächen an, so ist die in der Planvorlage gekenn-
zeichnete Verkehrsfläche maßgebend. 
 
Bei Doppelhäusern gilt die Mitte einer jeden Gebäudeeinheit. 
 
Zulässig sind, bei geneigten Dächern, bis zu 1,50 m höhere Traufen, wenn diese sich durch einen maximal 
2,50 m tiefen Rücksprung der Außenwand ergeben. 
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Sie dürfen je Dachseite jedoch lediglich ein Viertel der Gesamt-Gebäudelänge einnehmen. (Die Gebäude-
länge ist das Maß der Außenwand, zuzüglich seitlicher Vorbauten, jedoch ohne eine Berücksichtigung von 
Dachüberständen). 
 

 
 
 
Bei der Errichtung von Flachdächern darf die Oberkante der Attika das für die Traufhöhe festgesetzte Maß 
um 0,50 m überschreiten. 
 
2.2. First- bzw. Gebäudehöhe 
 
Die zulässige First- bzw. Gebäudehöhe darf, in Abhängigkeit von der Dachform, im „Allgemeines Wohnge-
biet“ die auf der Grundlage der Ziffer 2.1. formulierte Traufhöhe wie folgt überschreiten : 
 

▪ bei Sattel-, Walm- sowie versetzten Pultdächern  4,00 m 
▪ bei einseitig geneigten Pultdächern  1,50 m 

 
▪ bei Flachdächern  die maximal zulässige Gebäudehöhe  

  (OK Attika) entspricht der festgesetzten  
  Traufhöhe + 0,50 m 
 

▪ bei Staffelgeschossen  3,50 m 
 
Durch technische Aufbauten dürfen die formulierten zulässigen Höhen der Gebäude bzw. der Gebäudedach-
haut um maximal 1,50 m überschritten werden. 
 
2.3. Sonderregelung bei der Ausbildung eines Staffelgeschosses 
 
Die Ausbildung eines Staffelgeschosses mit einer um 3,50 m von der Festsetzung der Ziffer 2.1. abweichen-
den Traufhöhe ist unter Einhaltung der Festsetzung der Ziffer 2.2 zulässig, wenn alle Außenwände des 
Dachgeschosses um mindestens 1,50 m gegenüber der Außenwand des darunter liegenden Geschosses 
zurücktreten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Darüber hinaus kann bei der Errichtung von Treppenhäusern mit einer Breite von maximal 5,00 m auf einen 
Rücksprung der Außenwand des Dachgeschosses verzichtet werden. 
 
Die Attika des bei der Ausbildung eines Staffelgeschosses sich ergebenden Flachdaches darf die unter der 
Ziffer 2.2 formulierte Höhe (angegebene Traufhöhe + 50 cm) nicht überschreiten. 
Bei der Ausbildung einer Dachterrasse sind darüber hinaus massiv ausgebildete Brüstungen bis zu einer 
Höhe von 0,90 m zugelassen. 
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  
  (§ 9 (1) 2. BauGB) 
 
3.1. Bauweise 
 
Im Baugebiet gilt, gemäß dem Eintrag im zeichnerischen Teil, die „offene Bauweise“ (§ 22 Abs. 2 BauNVO). 
Für einzelne Quartiere wird die Festsetzung formuliert, dass ausschließlich Einzel- bzw. Doppelhäuser oder 
Einzel- und Doppelhäuser zulässig sind. 
 
3.2. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen in der Planvorlage be-
stimmt. 
 
3.2.1 zulässige Überschreitung von Baugrenzen (§ 23 (3) BauNVO) 
 
Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht überschreiten. 
Ein Vortreten in geringfügigem Ausmaß von untergeordneten Gebäudeteilen gemäß § 5 Abs. 6 Satz 1 
der Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) kann zugelassen werden. 
 
Bauliche oder funktional mit dem Hauptgebäude verbundene Terrassen können ausnahmsweise auf 
zwei Dritteln der Gebäudelänge die Baugrenze bis maximal 3,00 m überschreiten. 
 
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen können Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO zuge-
lassen werden. 
Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können. 
 
 

4. Flächen für Garagen und PKW-Stellplätze und Nebenanlagen  
  (§ 9 (1) 4. BauGB) 
 
4.1. Garagen und überdachte bzw. nicht überdachte PKW-Stellplätze 
 
Garagen und PKW-Stellplätze sind, unabhängig einer entsprechenden Darstellung im zeichnerischen Teil 
des Bebauungsplanes, unter Berücksichtigung der nachfolgenden Einschränkungen, außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen allgemein zulässig. 
 
Hierbei sind folgende Mindestabstände zum öffentlichen Straßenraum einzuhalten: 
 

▪ Garagen  
- 1,50 m zur Straßenbegrenzungslinie 
 

▪ überdachte PKW-Stellplätze 
- Abstand der die Dachfläche tragende Stütze zur Straßenbegrenzungslinie: 1,00 m 
- Abstand der Dachfläche zur Straßenbegrenzungslinie : 0,50 m 

 
Auf den in der Anlage 1 gekennzeichneten straßenabgewandten Grundstücksteilen ist die Errichtung von 
Garagen und überdachte bzw. nicht überdachte PKW-Stellplätze oberhalb der Geländeoberfläche nicht zu-
lässig. 
 
4.2. Gebäudevorflächen 
 
Die durch die Bebauung gebildeten Gebäudevorflächen (Fläche zwischen öffentlicher Straße mit Erschlie-
ßungsfunktion für das Grundstück und Gebäude) sowie die Freiflächen seitlich einer Bebauung (Fläche zwi-
schen Baukörper und seitlicher Grundstücksgrenze) dürfen bei der Errichtung eines Einzelhauses nur zu  
50 %, bei einer Doppelhaus-Bebauung zu 75 % durch Garagen- und Stellplätze überbaut werden. 
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4.3. Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) 
 
Nebenanlagen können ausnahmsweise außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch nur bis zu einer Größe 
von 20 m³ Brutto-Rauminhalt je Anlage bzw. je Einrichtung zugelassen werden (§ 23 Abs. 5 BauNVO). Die 
Größenbeschränkung gilt nicht für in den Boden eingelassene und nicht überdachte Swimming-Pools. 
 
Ergänzend wird auf die Ziffer A 6. dieser Festsetzungen verwiesen. 
 
 

5. Höchstzulässige Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 (1) 6. BauGB) 
 
Die höchstzulässige Anzahl an Wohnungen je Wohngebäude wird für Einzelhäuser auf 3 Stück, für Doppel-
häuser und Hausgruppen-Einheiten auf 2 Stück begrenzt. 
 
 

6. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 (1) 10. BauGB) 
 
6.1. Sichtwinkel 
 
Die durch die Sichtwinkel belasteten Flächen sind von jeglicher Bebauung, ausgenommen Einfriedigungen, 
freizuhalten. Einfriedigungen und Anpflanzungen sind bis zu einer maximalen Höhe von 80 cm zulässig.  
Als Bezugspunkt gilt die direkt angrenzende öffentliche Verkehrsfläche. 
 
 

7. Anschluss privater Bauflächen an die öffentliche Verkehrsfläche  
  (§ 9 (1) 11. BauGB) 
 
7.1. Zu- und Abfahrtsverbot 
 
Über die im zeichnerischen Teil gekennzeichneten Flächen darf nicht auf private Bauflächen ein- und ausge-
fahren werden. 
 
 

8. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung  
  von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) 20. BauGB) 
 
8.1. Anzulegende, extensiv zu pflegende Wiese 
 
Die im zeichnerischen Teil dargestellte Fläche ist mit einer kräuterreichen Wiesensaatgutmischung anzu-
säen und extensiv zu pflegen.  
Zudem sind hier 3 Streuobst- oder Wildobstbäume zu pflanzen (Qualität: H 3 xv mB, Stammumfang  
mindestens 14-16 cm). 
 
8.2. Dachbegrünung 
 
Flachdächer bzw. flach geneigte Dachflächen mit einer Neigung ≤ 15° (Haupt- und Nebengebäude) sind, 
sofern sie nicht als begehbare Terrasse oder Balkon ausgestaltet werden, bzw. ein Glasdach erhalten (Win-
tergärten), auf einer Substratstärke von mindestens 12 cm extensiv zu begrünen. Sie sind zu pflegen und als 
begrünte Dächer dauerhaft zu erhalten. Ausfälle in der Begrünung sind zu ersetzen. 
 
Aufgeständerte Solar-Module sind auf diesen Dachflächen uneingeschränkt zulässig. Auf das gültige Klima-
schutzgesetz Baden-Württemberg und die Verordnung zu den Pflichten zur Installation von Photovoltaik-An-
lagen auf Dachflächen wird verwiesen. 
 
8.3. Oberflächenbefestigung, Niederschlagswasserversickerung 
 
Die befestigten, nicht überdachten Flächen der Baugrundstücke sind als teilversiegelte Flächen anzulegen 
(Rasenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen, Kies- und Plattenwege). 
Bei den Flächen, die diese Eigenschaft nicht aufweisen, ist das anfallende Niederschlagswasser in den hie-
ran angrenzenden Freiflächen über eine belebte, 30 cm starke Oberbodenschicht, zur Versickerung zu brin-
gen. 
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8.4. Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 
 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von nachtaktiven Insektenarten sind für die Außenbeleuchtung aus-
schließlich Natriumdampf-Hochdrucklampen, Natriumdampf-Niederdrucklampen oder LED-Leuchtmittel mit 
Richtcharakteristik und unter Verwendung vollständig gekapselter Lampengehäuse zulässig. 
 
8.5. Schutz vor Vogelschlag 
 
Zur Vermeidung von Vogelschlag und damit der Tötung von artenschutzrechtlich geschützten Tierarten ist 
für Glasflächen und -fassaden mit einer Größe von mehr als 3 m² eine kleinteiligere Gliederung vorzuneh-
men bzw. nur die Verwendung von Vogelschutzglas mit hochwirksamen Mustern/Grafiken zulässig. 
 
8.6. Einfriedungen 
 
Zur Gewährleistung der Durchlässigkeit für Kleintiere ist ein Abstand zwischen Zaununterkante und Boden 
von mindestens 10 cm einzuhalten. 
 
8.7. Dacheindeckungen 
 
Dacheindeckungen und Fassadengestaltungen mit unbeschichteten Metallen (Kupfer, Blei, Zink) sind unzu-
lässig. 
 
 

9. Pflanzgebot, Pflanzbindung (§ 9 (1) 25. a und b BauGB) 
 
9.1. Pflanzbindung 
 
Die im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes dargestellten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und 
bei einem Ausfall mit Arten aus der Artenverwendungsliste nachzupflanzen. 
 
9.2. „Pfg 1“ - Flächen mit einer Umgrenzung zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
 
Auf den im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes gekennzeichneten Flächen ist eine freiwachsende, 
geschlossene Hecke aus heimischen Gehölzen anzupflanzen. Geeignete Gehölzarten sind der Artenver-
wendungsliste (siehe Anlage) zu entnehmen.  
Die Pflanzdichte der Sträucher beträgt mindestens 1 Strauch je 2,5 m² festgesetzter Pflanzfläche. 
 
Bauliche Anlagen sowie Versiegelungen jeglicher Art sind, bis auf zulässige Einfriedigungen (siehe Örtliche 
Bauvorschriften), auf diesen Flächen unzulässig. 
 
9.3. Pflanzgebot je Baugrundstück 
 
Auf den Bauflächen, die mit einem Einzel- oder Doppelhaus bebaut werden, ist je angefangene 300 m² 
Grundstücksfläche ein standortgerechter heimischer Laubbaum oder Streuobstbaum mit einem Stammum-
fang von mindestens 12-14 cm anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
 
Die Pflanzen sind der Artenverwendungsliste (siehe Anlage) zu entnehmen. 
 
Der Standort der zu pflanzenden Bäume ist frei zu wählen. Die rechnerisch ermittelte Anzahl ist aufzurun-
den. Die mit einer „Pflanzbindung“ dargestellten Bäume können angerechnet werden. 
 
9.4. Pflanzgebot auf öffentlichen Flächen 
 
9.4.1 Baumreihe als Fledermausleitstruktur 
 
Zur Durchgrünung des Baugebietes ist entlang der „Zeppelin-Menges-Straße“ eine Baumreihe aus 8 hoch-
stämmigen Laubbäumen anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die im zeichnerischen Teil festgesetzten 
Standorte der Bäume können um jeweils 5,00 m verschoben werden.  
Zu verwenden sind Alleebäume mit der Qualität : H 3xv mB mit einem Stammumfang von mindestens  
20-25 cm. 
Die Baumscheiben sind zu begrünen (z. B. mit Bodendeckern, Stauden, Wiesenansaat) und dauerhaft zu 
pflegen. 
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9.4.2 Bäume im Bereich ausgewiesener öffentlicher PKW-Stellplätze 
 
Zur Durchgrünung des Baugebietes sind im öffentlichen Straßenbaum hochstämmige Laubbäume, Stamm-
umfang mindestens 16-18 cm, zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
Die Baumscheiben sind zu begrünen (z. B. mit Bodendeckern, Stauden, Wiesenansaat) und dauerhaft zu 
pflegen. 
 
 

10. Zuordnung von Flächen und der außerhalb des Plangebietes  
  durchzuführenden Ausgleichs-Maßnahmen sowie „CEF“-Maßnahmen  
  (§ 1 a (3) BauGB sowie § 9 (1 a) BauGB) 
 
Der Bebauungsplan formuliert die im Geltungsbereich umzusetzenden Minimierungs- und naturschutzrechtli-
chen Kompensations-Maßnahmen unter den Ziffern 8. und 9. dieser Festsetzungen. 
 
Darüber hinaus sind auf der Grundlage des erarbeiteten Umweltberichtes bzw. der speziellen artenschutz-
rechtlichen Untersuchung (gesonderte Bestandteile der Begründung) öffentlich-rechtlich zu sichernde, wei-
tere Ausgleichs- bzw. „CEF“-Maßnahmen durchzuführen.  
 
Die nachfolgend aufgeführten, außerhalb des Plangebietes durchzuführenden Maßnahmen werden den pri-
vaten Bauflächen bzw. der öffentlichen Verkehrsfläche mit folgenden Prozentsätzen zugeordnet: 
 

▪ Summe aller Bauflächen  78 % 
▪ Verkehrsflächen  22 % 

 
Der Maßstab für die Bauflächen ist die jeweilige Grundstücksgröße des gebildeten Bauplatzes. 
 
 
 
Folgende Maßnahmen sind im Zuge bzw. vor der Erschließung des Plangebietes durchzuführen: 
 

▪ Feldgehölz im Gewann „Withaus“ (Flurstück Nr. 2789) 
 

 Ausgleich für den Eingriff in einen gesetzlich geschützten Gehölzbestand sowie Maßnahme  
 im Sinne der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz 
 
▪ Streuobstanpflanzung im Gewann „Kurze Dorbach“ (Teilfläche des Flurstückes Nr. 2802) 

 
Maßnahme im Sinne des planungsrechtlichen Ausgleichs sowie Ausgleich für das entfallene  
Brutrevier des Gartenrotschwanzes 
 

▪ Streuobstanpflanzung beim Friedhof (Flurstücke Nr. 10099, Nr. 10100 und Nr. 10101) 
 

planungsrechtliche Ausgleichsmaßnahme und Ausgleich für das entfallene Brutrevier des  
Wendehals und weiterer Brutvögel und Fledermäuse 

 
▪ „CEF“-Maßnahme „Fledermäuse“ 

 
fachgerechte Anbringung und dauerhafte Pflege von 5 Fledermauskästen 

 
▪ „CEF“-Maßnahme „Vögel“ 

 
fachgerechtes Anbringen von künstlichen Nisthilfen für die nachfolgend genannten Arten : 
 
- 6 x Nistkasten für den Gartenrotschwanz 
- 9 x Nistkasten für den Star 
- 6 x Nistkasten für Höhlenbrüter 
- 5 x Nistkasten für den Wendehals 
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▪ „CEF“-Maßnahme „Reptilien“ 
 
- Umsiedlung/Vergrämung von Zauneidechsen, Blindschleichen und gegebenenfalls Schlingnat-
tern auf die „CEF“-Fläche, Flurstück Nr. 597/1 
 
- Umsiedlung/Vergrämung von Mauereidechsen auf die „CEF“-Flächen, Flurstücke Nr. 1753  
  und Nr. 1753/1 

 
▪ „CEF“-Maßnahme für den „Neuntöter“ und für Zauneidechsen (Flurstücke Nr. 1753 und  

Nr. 1735/1)  
 
Anlegen einer Hecke, überwiegend aus Dornensträuchern, mit einem beidseitigen 3,00 m breiten 
Saum. Die „CEF“-Maßnahme dient gleichzeitig dem planungsrechtlichen Ausgleich. 
 

▪ Ausgleichs-Maßnahme für Insekten 
 
Lagerung von gefällten Bäumen aus dem Eingriffsbereich zur Totholzanreicherung,  
Flurstück Nr. 597/1 (primär für Holzkäfer, Hornissen) 
 

▪ Ökopunkte Ankauf 
 
Zur weiteren Kompensation des Eingriffes werden der Erschließung und Bebauung des Plange-
bietes 140.011 Ökopunkte einer im Neckar-Odenwald-Kreis umgesetzten Maßnahme (ökologi-
sche Aufwertung von Ackerland und Intensivgrün, Aktenzeichen 225.02.015) zugeordnet.  
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B Hinweise, Empfehlungen 
 
 
Belange des Bodenschutzes 
 

1. In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden, um die 
natürliche Bodenstruktur vor erheblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen (z. B. Benut-
zung von Raupenfahrzeugen mit breiten Ketten, Befahren nur bei abgetrocknetem Oberboden). 
 

2. Humushaltiger Oberboden (Mutterboden) und kulturfähiger Unterboden sind beim Aushub getrennt 
zu lagern und wieder einzubauen. 
 
Nach § 202 BauGB ist der Mutterboden in der Bauphase zu erhalten und zu schützen. Zwischenla-
ger dürfen eine Höhe von 2,00 m nicht überschreiten und sind vor Verdichtungen und Erosion zu 
schützen. Das gelingt am besten, wenn die Mieten profiliert und geglättet sowie bei einer Lagerdauer 
von über 6 Monaten mit tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden Pflanzen (z.B. Öl-
rettich) begrünt werden. 
 

3. Wird im Rahmen von Verfüllungen, Auffüllungen und Geländemodellierungen die Verwertung (das 
Auf- und Einbringen) von aufbereiteten mineralischen Bau- und Abbruchabfällen (Recyclingmaterial) 
oder Böden vorgesehen, so sind die in Baden-Württemberg gültigen technischen Hinweise zu be-
achten – dieses sind : 
 
- Mitteilung des Umweltministeriums Baden-Württemberg 
  „Vorläufige Hinweise zum Einsatz von Baustoff-Recyclingmaterial“, vom 13.04.2004 
 
- Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Württemberg für die 
  „Verwertung von als Abfall eingestuftem Bodenmaterial“, vom 14.03.2007  
  Az. 25-8980.08M20 Land/3  
 
Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht (z. B. gärtnerische Nutzung) sind die Ver-
sorgungswerte der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung bzw. die Zuordnungswerte „0“ 
(Z0) der vorgenannten Verwaltungsvorschrift für Bodenmaterial einzuhalten. 
 

4. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Altlasten bekannt. Sollten bei Aushubarbeiten 
auffällige Verfärbungen, ein auffälliger Geruch oder sonstige ungewöhnliche Eigenschaften des Aus-
hubmaterials festgestellt werden, sind die Arbeiten einzustellen und das Wasserrechtsamt beim 
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis unverzüglich zu informieren. 

 
 

Belange des Artenschutzes 
 
Das Fällen von Gehölzen, das Abschieben von Gras-/Krautvegetation und der Abbruch von Gebäuden darf 
zur Vermeidung von Verbotstatbestandes nur zwischen dem 20.Oktober und 28. (29.) Februar eines Jahres 
erfolgen. 
 
 
Gartenanlagen 
 
Es ist gemäß § 21 a NatSchG darauf hinzuwirken, dass Gartenanlagen insektenfreundlich gestaltet und Gar-
tenflächen vorwiegend begrünt werden. 
Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten sind grundsätzlich im Sinne des § 9 Abs. 1 Satz1 LBO 
unzulässig. Gartenflächen sollen ferner wasseraufnahmefähig belassen oder hergestellt werden. 
Gemäß § 9 Abs. 1 LOB müssen die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke als Grünflächen 
ausgestaltet werden, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 
Die Begrünung soll mit geeigneten Bäumen, Sträuchern und Stauden erfolgen. Dieses gilt sowohl für den 
Gartenbesitzer (pflegeleicht durch Schnittverträglichkeit, Trockenheitsresistenz) als auch für die Insekten 
und Vögel (Nahrung durch Blüten und Samen, ggf. Unterkunft im Stängel). 
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Fassadenbegrünung 
 
Zur Erhaltung der Artenvielfalt und zur Verbesserung des Klimas wird empfohlen, die Fassaden mit folgen-
den Pflanzenarten zu begrünen : 
 

▪ Pfeifenwinde  (Aristolochia macrophylla) 
▪ Baumwürger  (Celastrus orbiculatus) 
▪ Waldrebe i. S.  (Clematis spec.) 
▪ Efeu  (Hedera helix) 
▪ Kletter-Hortensie  (Hydragea petiolaris) 
▪ Hecken-Kirsche i. S. (Lonicera spec.) 
▪ Wilder Wein i. S.  (Parthenocissus spec.) 
▪ Knöterich  (Polygonatum aubertii) 
▪ Kletter-Rose i. S.  (Rosa spec.) 

 
 
Anlagen zum Sammeln und Verwenden von Niederschlagswasser 
 
Es wird empfohlen, zum sparsamen Umgang mit dem Schutzgut Wasser, je Grundstück eine Zisterne zum 
Rückhalten und zur Verwendung von Niederschlagswasser, beispielsweise für die Gartenbewässerung, zu 
errichten und dauerhaft zu unterhalten. 
 
 
Belange der Archäologie 
 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt wer-
den, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 
Archäologische Funde oder Befunde sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unver-
ändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist ein-
verstanden ist. 
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Peter Seithel, Bürgermeister Architekt 
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Anlage 1 
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Anlage 2 
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